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▶ Aseag-Kunden: Kritik
amneuenSystem

In allen 220 Bussen der Aseag
und ihrer Subunternehmen,
die Aachen unterwegs sind,
sind Lesegeräte für die neuen
elektronischen Tickets instal-
liert worden. Diese werden
nun nach und nach in Be-
trieb genommen. Vielen
Aseag-Kunden allerdings gibt
das neue System Rätsel auf.

▶ „Marilyn – Ikone“:
Premiere imTheater K

▶ ZweiStundenTanz
für alle Fünftklässler

HEUTE IM LOKALTEIL

Wetter: 70 bis 90
Erst Nebel, dann stark
bewölkt▶ Bunte Seite

Rückkehr derWölfe
Jäger wollen Problemtiere
töten Seiten 2 und 5

Länderspiel
Englands „Three Lions“ flößen
Löw Respekt ein Sport

kuRznotieRt

Weiter hohe Gefährdung
durch Cyberangriffe
Berlin.Der Bund ist besorgt über
die steigende Zahl von Cyberan-
griffen, mit denenGeld erpresst
werden soll. Ein ernstes Problem
seien kriminelle Geschäftsmo-
delle, die darauf aufbauten,
Daten zu stehlen, um Lösegeld
zu erpressen, sagte Innenminis-
ter Thomas deMaizière (CDU)
gestern bei der Vorstellung eines
Lageberichts. Er forderte von
Wirtschaft und Verbrauchern
mehr Bewusstsein für die IT-Si-
cherheit. Die Gefährdungslage
sei „weiterhin auf hohem
Niveau “, erklärte das Bundes-
amt für Sicherheit in der Infor-
mationstechnik (BSI). (afp)
▶ Bericht und Kommentar Seite 2

DeR, Die, Das

„Erhebt Eure Herzen,
nicht Eure Handys“
Papst Franziskus hat die Gläubi-
gen ermahnt, während eines
Gottesdienstes nicht ihre Han-
dys zu zücken und keine Fotos
zumachen. Esmache ihn „so
traurig“, wenn er eineMesse
feiere und so vieleMobiltele-
fone in der Luft sehe, sagte Fran-
ziskus gestern bei seiner Au-
dienz vor TausendenMenschen
auf dem Petersplatz in Rom.
Nicht nur die einfachen Gläubi-
gen, auch Priester „und sogar
die Bischöfe“ holtenmanchmal
ihre Handys heraus. „Also bitte!
DieMesse ist kein Spektakel.“
Wenn der Priester an einer Stelle
des Gottesdienstes sage: „Erhe-
bet Eure Herzen“,
sage er eben nicht:
„Erhebet Eure Han-
dys, um ein Foto zu
schießen“, kriti-

sierte der
Papst.

Schusswaffengebrauch wäre Option gewesen

Angriff aufPolizisten

Von thomasVogeL

Aachen. Nach der Attacke einer
Gruppe jungerMänner auf Polizis-
ten in der Nähe des Aachener Bus-
hofs in der Nacht auf vergangenen
Samstag ist die Polizei dabei, den
Einsatz auszuwerten und die Er-
mittlungen voranzutreiben. Die
Beamten waren hinterrücks von
zehn bis 15 Männern angegriffen
und auch gegen den Kopf getreten
und geschlagen worden. Bei dem
Gewaltexzesswarendrei Beamte so
schwer verletzt worden, dass sie
auf absehbare Zeit dienstunfähig
sind. Nach jetzigem Erkenntnis-
stand wäre bei der Brutalität des
Überfalls ein Schusswaffenge-
brauch der Polizisten wahrschein-
lich nicht infrage gestellt worden,
erklärte Paul Kemen von der Pres-
sestelle der Aachener Polizei.

Es handelt sich um ein krasses
Beispiel von körperlicher Gewalt
gegen Polizisten, das aber keinen
Einzelfall darstellt. 2016 wurden
imAachener Polizeipräsidium 266
Fälle von Widerstand gegen

Beamte festgestellt, in diesem Jahr
wird man nach einer ersten Schät-
zung bei 260 bis 280 Fällen landen,
teilte Kemen mit. In Düren waren
es im vergangenen Jahr 78 Fälle
von Widerstand gegen Polizisten
mit 157 betroffenen Beamten,
2017 bis September schon 84 Fälle
mit 163 Beamten. Die Polizei im
Kreis Heinsberg hingegen ver-
zeichnet eine Stagnation. Man
werde in diesem Jahr voraussicht-
lich bei der Zahl von 2016 (77
Fälle) bleiben.

Weitere Details zu der Gruppe
vom Bushof, etwa wie lange sich
die jungen Männer bereits kann-
ten oder woher, lägen noch nicht
vor. Aktuell würden sowohl Zeu-
gen als auch Täter – sieben Deut-
sche, ein eingebürgerter Marokka-
ner und ein Mann unbekannter
Herkunft – vernommen. Wie bei
allen Fällen, bei denen Beamte ver-
letztwerden,wird auchder Einsatz
vomWochenende analysiert. Eine
Fehleinschätzung der beteiligten
Beamten habe man bisher nicht
feststellen können. ▶ Lokales

NRW-Landeschef Laschet: Jamaika auf gutemWeg

Asyl-Einigungmöglich

Von Johannes nitschmann

Düsseldorf. In der bisher umstritte-
nen Flüchtlings- und Einwande-
rungspolitik sieht der nordrhein-
westfälische Ministerpräsident Ar-
min Laschet (CDU, Foto: dpa) die
laufenden Sondierungenüber eine
Jamaika-Koalition im Bund vor
einer möglichen Einigung. „Ich
halte das für lösbar“, sagte Laschet
gestern vor Journalisten in Düssel-
dorf. Dabei gehe er davon aus, dass
sich Unionsparteien, FDP und
Grüne auf das „ganz klare Prinzip“
verständigten, zukünftig Asyl
nur politisch Verfolgten und
wirklich Schutzbedürftigen
zu gewähren.

Der NRW-Ministerpräsi-
dent geht davon aus, dass
sich ein Jamaika-Bündnis
zudem auf ein Einwande-
rungsgesetz verstän-
digen wird. „Wir
brauchen quali-
fizierte Zu-
wanderung“,
sagte der Lan-

deschef der NRW-CDU und stell-
vertretende Vorsitzende der Bun-
despartei. Diese Zuwanderung
solle gesteuert und begrenzt wer-
den nach den Möglichkeiten der
Integrationsfähigkeit unseres Lan-
des. Es müsse geregelt werden, wer
zuwandern könne, wenn er nicht
politisch verfolgt sei, sowie die
Qualifikation, die notwendig sei.
Bei den Bürgerkriegsflüchtlingen
werden sich die Unterhändler
nach Einschätzung von Laschet
darauf verständigen, dass diese
Gruppewie bisher einen „subsidiä-

ren Schutz“ genießt. Ledig-
lich beim Familiennach-
zug sei bisher noch
keine Einigung abseh-
bar, berichtete La-
schet. Dabei gehe es im
Kern darum, ob der Fa-
miliennachzug für Bür-
gerkriegsflüchtlingemit

subsidiärem Schutz
weiterhin aus-

gesetzt
werde.
▶ Seite 2

Nach demWillen der Kommission sollenNeuwagen 2030 rund ein Drittel weniger Sprit verbrauchen.
Die Autoindustrie hält die Vorschläge für nicht umsetzbar, Umweltschützern gehen sie nicht weit genug.

EU-AbgasplänestoßenaufKritik
Brüssel. Die EU-Kommission hat
ihre Klimaschutzpläne für Autos
bis 2030 offiziell beschlossen – und
damit sofort heftige Kritik auf sich
gezogen. Umweltschützer geißel-
ten die vorgesehene Senkung des
Kohlendioxid-Ausstoßes um
30 Prozent gestern als zu gering,
der Autoindustrie geht dieVorgabe
zu weit. Brüssel verspricht sich da-
von aber nicht nur wirksamen Kli-
maschutz und einen Innovations-
schub für saubere Autos, sondern
auch handfeste Einsparungen für
Verbraucher an der Zapfsäule.

Der europäische Herstellerver-
band ACEA kritisierte vor allem,
dass schon für 2025 ein verbindli-
ches Zwischenziel vorgesehen ist.
Das lasse zu wenig Zeit. Der Ver-
band der Automobilindustrie er-
klärte, es seimehr als fraglich, dass
die neuen CO

2
-Werte zu schaffen

seien. Von Grünen und Umwelt-
schützern kam nicht weniger hef-
tige Kritik, nur mit anderer Stoß-
richtung. „Die EU-Kommission ist
vor den Autoherstellern einge-
knickt“, monierte der ökologisch

ausgerichtete Verkehrsclub VCD.
„Dieser lasche Vorschlag wird den
Verkehrssektor nicht auf Klima-
kurs bringen.“ Der Grünen-Bun-
destagsfraktionsvize Oliver Kri-
scher aus Düren nannte den Ent-
wurf eine Mogelpackung. Frak-
tionschef Anton Hofreiter nannte
den Vorschlag aus Brüssel „ambi-
tionslos“ und sagte, die Grünen
blieben bei der Vorstellung, dass
Neuzulassungen von
Verbrennungsmotoren
bis 2030 auslaufen soll-
ten, auch wenn dieses
Ziel mit den möglichen
Partnern einer Jamaika-
Koalition nicht zu errei-
chen sei.

Die Präsidentin des
Umweltbundesamts,
Maria Krautzberger er-
klärte: „Wir brauchen eine Minde-
rung der CO

2
-Flottengrenzwerte

von fast 70 Prozent im Jahr 2030
gegenüber 2021.“

Die Pläne waren schon am
Dienstag bekanntgeworden. So
sollen Neuwagen bis zum Jahr

2025 im Schnitt zunächst 15 Pro-
zentweniger Kohlendioxid aussto-
ßen, bis 2030 dann 30 Prozent we-
niger. Sonst drohen den Auto-
bauern empfindliche Strafen. Kli-
makommissarMiguel Arias Cañete
betonte, die Einhaltung der Ziele
werde künftig strenger kontrol-
liert. Dazu würden Verbrauchsan-
zeigen für alle Neuwagen vorge-
schrieben.

Darüber hinaus will die Kom-
mission bis 2030möglichst 30 Pro-
zent Neuwagen mit Elektro- oder
anderen alternativen Antrieben
auf die Straße bringen. Dafür stellt
sie 800 Millionen Euro zum Aus-
bau von Ladestationen für Elektro-

autos in ganz Europa bereit. Ge-
plant sind auch Vorschriften zur
Anschaffung von abgasarmen
Autos bei Behörden und die Förde-
rung öffentlicher Verkehrsmittel.
Für Hersteller will die EU-Behörde
ein Anreizsystem: Wenn die Kon-
zerne ihren Anteil an Modellen
mitwenig oder gar keinenAbgasen
steigern, sollen sie beim Erreichen
der CO

2
-Ziele Bonuspunkte be-

kommen. Dies gilt, wenn 2025
mehr als 15 Prozent und 2030
mehr als 30 Prozent ihrer verkauf-
ten Flotte emissionsarm sind.

EU-Kommissionspräsident
Jean-Claude Juncker sagte, erwolle
Europa in eine Führungsrolle im
Kampf gegen den Klimawandel
bringen, zumal dieUSA ihre Ambi-
tionen aufgegeben hätten.

Die Bundesregierung ist für
Ziele, die „ehrgeizig sein sollen
und erreichbar“,wie Sprecher Stef-
fen Seibert sagte. Wie sie sich ge-
nau positioniert, hängt vom Aus-
gang der Koalitionsgespräche von
Union, FDP und Grünen ab. (dpa/
afp) ▶ Seite 6

Kostenexplosion:
Aachenstoppt
Kurhaus-Umbau
Aachen. Weil die zu erwartenden
Kosten um 13 Millionen Euro auf
insgesamt 38,65 Millionen Euro
steigen, hat die Stadt Aachen in Sa-
chen Sanierung des Neuen Kur-
hauses an derMonheimsallee jetzt
die Notbremse gezogen. Vor weni-
gen Tagen habe das beauftragte
Planungsbüro eine „verifizierte
Kostenberechnung“ vorgelegt, er-
klärte Aachens Oberbürgermeister
Marcel Philipp auf einer kurzfristig
einberufenen Pressekonferenz.
Nun müsse die Verwaltung die
Zahlen prüfen und erneut mit der
Politik über die Nutzung des Ge-
bäudes diskutieren. Die Wieder-
eröffnung des Spielkasinos, das
derzeit am Tivoli beheimatet ist,
verschiebt sich damit auf unbe-
stimmte Zeit. (slg) ▶ Lokales

Steinmeieram
20.Novemberzu
Gast inAachen
Aachen. Bundespräsident Frank-
Walter Steinmeier ist am Montag,
20. November, zu Gast in Aachen.
ImRahmen seines Antrittsbesuchs
in Nordrhein-Westfalen besichtigt
Steinmeier nach Informationen
unserer Zeitung dabei den Aache-
nerDomunddas Rathaus.Geplant
ist auch ein Besuch der Rheinisch-
Westfälischen Technischen Hoch-
schule, wo sich der Bundespräsi-
dent über die Entwicklung des
Elektrokleinwagens e.GO infor-
mieren will. Am Abend steht ein
Essen im Rathaus auf dem Pro-
gramm. Begleitet wird Steinmeier
von NRW-Ministerpräsident Ar-
min Laschet. (red)

Polizistbringt
Aktivistin in
Lebensgefahr
Aachen/Merzenich. Ein Polizist hat
eine Umweltaktivistin bei der Ak-
tion „Ende Gelände“ im Tagebau
Hambach am Sonntag vor ein
Pferd gestoßenund so in Lebensge-
fahr gebracht. Die Polizei hatte am
Montag Zweifel geäußert, dass es
eine solche Situation gegeben
habe, doch inzwischen ist ein Vi-
deo aufgetaucht, das die Situation
zeigt. Nach eigenen Angaben kam
die Aktivistinmit verhältnismäßig
leichten Verletzungen davon. We-
gen des Einsatzes von Reizgas
gegen Aktivisten während dessel-
ben Einsatzes hat die Aachener
Staatsanwaltschaft inzwischen be-
gonnen zu ermitteln. Es wird nun
geprüft, ob der Einsatz gerechtfer-
tigt war. (gego) ▶ Seite 9

„Dieser lasche Vorschlag
wird den Verkehrssektor nicht
auf Klimakurs bringen.“
OLivEr KriSCHEr, GrüNEN-
BUNDEStAGSfrAKtiONSvizE

Deutschland als Vorreiter in Europa: Das Bundesverfassungsge-
richt fordert ein drittes Geschlecht für den Eintrag imGeburten-
register, damit intersexuelle Menschen ihre geschlechtliche

Identität „positiv“ vermerken können. Der Gesetzgeber muss
eine Neuregelung schaffen, die neben „männlich“ und „weib-
lich“ etwa „inter“ oder „divers“ beinhaltet. ▶ SEitEN 2 UND 4

Weiblich, divers ,männlich
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ProvinzLimburg
rüstetÖPNvganz
aufStromum
Maastricht. Die südlichste Provinz
derNiederlande krempelt ihren öf-
fentlichen Nahverkehr um. Bis
2025 soll die komplette Bus- und
Bahnflotte elektrifiziert sein. Das
sieht der Vertrag vor, den die Pro-
vinzmit der Deutsche-Bahn-Toch-
ter Arriva abgeschlossen hat. Be-
reits seit Dezember 2016 läuft der
Umbau, den sich die Maastrichter
Verwaltung zwei Millionen Euro
kosten lässt. Derzeit fahren bereits
16 Elektrobusse. Daneben wächst
in Limburg das Netz von privat be-
triebenen Bürgerbus-Linien. Auch
für den grenzüberschreitenden-
den ÖPNV stehen Veränderungen
an. Für 2018 ist die Einführung
einer durchgehendenBahnverbin-
dung der großen Städte Aachen,
Maastricht und Lüttich geplant.
(alba) ▶ Seite 10
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REGION&NRW
Moos
Ein grünes Polster
fürs Gemüt Service

„Ende Gelände“: Ein Polizist bringt eine Aktivistin in Lebensgefahr. Die Polizei bestritt den Vorfall, doch jetzt gibt es Beweise.

Videobeweise imTagebauHambach
VON MARLON GEGO

Aachen/Merzenich. Bei der „Ende
Gelände“-Aktion im Tagebau
Hambach am Sonntag ist eine der
Aktivistinnen von einem Polizis-
ten in eine lebensgefährliche Situ-
ation gebracht worden. Wie Vi-
deomaterial zweier Münchener
Journalisten deutlich zeigt, ist
diese Aktivistin vonbesagtemPoli-
zisten vor ein Pferd der Landesrei-
terstaffel gestoßen worden. Nach
eigenen Angaben erlitt die Aktivis-
tin Verletzungen an Schulter, Arm
und Rippen. Wie die Bilder bele-
gen, hatte die Frau großes Glück,
nicht erheblich schwerer verletzt
worden zu sein.

Gerüchte über eine solche Situa-
tion hatten bereits am Sonntag-
nachmittag kursiert, doch Fotos
oder Videos gab es zu diesem Zeit-
punkt noch nicht. Ein Redakteur
unserer Zeitunghatte die Situation
im Tagebau Hambach zwar verfol-
gen können, allerdings nur aus
großer Entfernung. Am späten
Sonntagabend veröffentlichte die
Internetzeitung „Huffington Post“
einen Bericht, der die Gerüchte
vom Nachmittag bestätigte. Am
Montagmorgenbat unsere Zeitung
die für den Einsatz im Tagebau
Hambach verantwortliche Aache-
ner Polizei um eine Stellung-
nahme.

ZurWahrheit verpflichtet

Polizeipräsident Dirk Weinspach
lud für Montagmittag mehrere
Journalisten, unter anderem von
unserer Zeitung, zum Gespräch,
um über den zurückliegenden
„EndeGelände“-Einsatz zu berich-
ten.Dieser Einsatz sei „zu 99,9 Pro-
zent ein Erfolg“ gewesen, sagte
Weinspach amMontagmittag. An-
gesprochen auf den Vorfall mit
dem Pferd der Landesreiterstaffel,
erklärte Weinspach, entspre-
chende Videos gesehen zu haben
und schilderte die Situation so:

Mehrere der am Sonntag in den
Tagebau eingedrungenen Aktivis-
ten hätten versucht, eines oder
mehrere Polizeipferde zurückzu-
drängen. Es sei ein Tumult entstan-
den, in der eines der Pferde sich auf
die Hinterbeine gestellt und sich
um sich selbst gedreht habe. Eine
Aktivistin, die währenddessen
„fast“ von einem Huf des Pferdes
am Kopf getroffen worden sei,
habe sich „hysterischhinfallen las-
sen“ und geschrien, sagte Wein-
spach amMontag.DenBericht der
„Huffington Post“wiesWeinspach

kopfschüttelnd zurück.
Es ist wichtig zu wissen, dass die

Polizei, wie alle anderen Behörden
und Ministerien auch, für Journa-
listen eine sogenannte „privi-
legierte Quelle“ sind. Das bedeu-
tet: Den Angaben ist schon aus
Rechtsgründen zu trauen, ohne
dass diese Auskünfte noch durch
Drittquellen zu verifizieren sind.
Dieses Vertrauen ist in der gesetzli-
chenVerpflichtung zurwahrheits-

gemäßen Auskunft gegenüber der
Presse begründet. Auch wenn sich
Behörden mit dem Auskunftsan-
spruch der Presse gelegentlich
schwertun, kommen diese jedoch
in den meisten Fällen dem An-
spruch der Presse ordnungsgemäß
nach. Zu diesen Behörden zählt
auch das Aachener Polizeipräsi-
dium.

Weinspach hätte sich am Mon-
tag noch nicht zu dem Vorfall mit

demPferd äußernmüssen. Er hätte
Zeit gehabt, sich vor einer Stel-
lungnahme mit dem Sachverhalt
genauer zu befassen. Er entschied
sich anders. Bezugnehmend auf
Weinspachs Erklärungen veröf-
fentlichte unsere Zeitung einenAr-
tikel über den Einsatz im Tagebau
Hambach, in dem die Glaubwür-
digkeit des Artikels der Internetzei-
tung deutlich infrage gestellt
wurde. Es bestand zu diesem Zeit-

punkt kein Grund, Weinspachs
Darstellungen in Zweifel zu zie-
hen.

Am späten Montagabend dann
posteten zwei Münchener Journa-
listen, die mit den Aktivisten am
Sonntag im Tagebau gewesen wa-
ren, das Video der Situation auf
Facebook. Das Video belegt ein-
deutig, dass der Bericht der „Huf-
fington Post“ zutreffend ist. Die
Bilder sind nicht einmal imAnsatz
mit den Schilderungen Wein-
spachs in Deckung zu bringen.

Am Dienstagmorgen konfron-
tierte unsere Zeitung die Aachener
Polizei mit dem veröffentlichten
Videomaterial. Sandra Schmitz,
die Sprecherin der Aachener Poli-
zei, zweifelte nicht an der Echtheit
des Videos. Auf die Frage, wie das
Video mit den Schilderungen von
Polizeipräsident Weinspach in
Übereinstimmung zu bringen sei,
antwortete Schmitz, dass Wein-
spach eine ganz andere Situation
geschildert habe, die sich zu einer
anderen Zeit an einer anderen
Stelle des Tagebaus Hambach am
Sonntag zugetragen habe.

Antrag auf Akteneinsicht

Das Problem ist: Für die vonWein-
spach geschilderte Situation hat
unsere Zeitung auf Anfrage bei den
Organisatoren von „Ende Ge-
lände“ und auf Anfrage bei den
beiden Münchener Journalisten
bislang keinenZeugen finden kön-
nen. Bis gestern Abend ist den
„Ende Gelände“-Organisatoren
kein Foto bekanntgeworden, auf
der eine Situation, wie Weinspach
sie dargelegt hat, zu sehen ist.

Gestern Vormittag nun stellte
unsere Zeitung bei der Aachener
Polizei einen Antrag auf Einsicht
in die Akten, auf deren Grundlage
Dirk Weinspach am Montag seine
Erklärungen abgegeben hatte. Bis
gestern Abend war noch nicht
über den Antrag entschieden, was
allerdings nicht ungewöhnlich ist.

„Ende Gelände“-Sprecherin
Janna Aljets teilte gestern mit, auf
eine Anzeige gegen den Polizisten,
der die Aktivistin vor das Pferd ge-
stoßen hatte, zu verzichten. Zum
einen, weil die Erfolgsaussichten
einer Verurteilung gering seien.
Zum anderen, weil das Thema
nicht vom eigentlichen Anliegen
des Aktionsbündnisses ablenken
solle: den sofortigen Ausstieg aus
der Braunkohle zu erreichen.

ℹ DasVideo imNetz:
https://tinyurl.com/yb93jb5d

TagebauHambach amSonntag: EineAktivistinmit blauemRucksack versucht, einen Polizisten daran zu hindern,
einen anderenAktivistenwegzuzerren (1). Der Polizist dreht sich zu ihr um (2) und stößt sie weg (3). DieAktivis-
tin stürzt (4) – und fällt vor ein herantrabendes Pferd (5 und 6). Das Pferd trifft mit seinem rechten Vorderhuf
den Strohsack der Frau (7) und streift mit seinem linken die Aktivistin selbst (8). Fotos: 24mmjournalism.com

Warum kommt das Gremium in
der alten Kaiserstadt zusammen?

Pfeil:Wirwollen damit als Rechts-
ausschuss von NRW ein deutli-
ches Zeichen für die Wichtigkeit
der Europäischen Werte- und
Rechtsgemeinschaft setzen. Und
das können wir am Europäischen
Tag der Justiz in Aachen beson-
ders gut. Außerdem können so
alle Ausschussmitglieder die Pro-
bleme, aber auch die Chancen
einer Grenzregion vor Ort ken-
nenlernen. Im Koalitionsvertrag
von CDU und FDP ist die Bedeu-
tung der grenzüberschreitenden
Zusammenarbeit vereinbart und
dass das Thema „Europa“ eine

Querschnittsaufgabe sämtlicher
Ministerien undPolitikfelder sein
soll. Folgerichtig hat die Koalition
am Donnerstag einen ersten An-
trag beschlossen, damit das Ple-
num die Rechtslage zum Besuch
von internationalen Schulen be-
raten soll.

Was steht neben der freien Schul-
wahl auf der Agenda?

Pfeil: Eine andere Frage ist: Wa-
rum ist es noch so kompliziert,
die unterschiedlichenAbschlüsse
zum Beispiel im Erzieherbereich
länderübergreifend anzuerken-
nen? Oder wie kann man die Ko-
operation von Hochschulen, die
nur punktuell funktioniert, wei-
ter verbessern? Oder: warum ha-
ben in den Niederlanden lebende
Eltern keinenAnspruch auf einen
Kita-Platz in Deutschland, wenn
sie hier in Deutschland arbeiten
und Steuern zahlen? Es gibt un-
zählige solcher Beispiele. (pa)

KURZGEFRAGT

▶WERNERPFEIL

Vorsitzender des
Rechtsausschusses
im Landtag

Warumisteskompliziert?

KONTAKT

Regionalredaktion:
(montags bis freitags, 10 bis 18 Uhr)
Tel.: 0241/5101-397
Fax: 0241/5101-360
euregio-an@zeitungsverlag-aachen.de

ZAHL DESTAGES
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▶ Insgesamt 20Unfälle gab es im
vergangen Jahr an den 2079 Bahn-
übergängen in Nordrhein-Westfa-
len.Wie die Deutsche Bahn gestern
mitteilte, wurden 2016 bundesweit
140 Unfälle an den Kreuzungen von
Schiene und Straße registriert,
NRW hat daran einen Anteil von
gut 14 Prozent. Hauptunfallursache
sei, dass der Vorrang des Schienen-
verkehrs missachtet werde – sei es
aus Unaufmerksamkeit, Leichtsinn
oder Nichtwissen. Über die Jahre
gibt es weniger Vorfälle: 2013 wa-
ren in Nordrhein-Westfalen noch
34 Unfälle an Bahnübergängen ver-
zeichnet worden. Bundesweit hat
Bayern die meisten Bahnübergänge
(3131) und auch die meisten Un-
fälle (35). Niedersachsen und NRW
verzeichneten im vergangenen Jahr
jeweils 20 Unfälle und liegen damit
auf Platz zwei. (dpa)

KURZNOTIERT

Bistum Aachen wählt
neue Gemeinderäte
Aachen. Im BistumAachenwer-
den am 11. und 12. November
zum zweitenMal die Räte in den
Gemeinschaften der Gemein-
den gewählt. Stimmberechtigt
sind über 900 000 Erwachsene
und Jugendliche. Zeitgleich fin-
den auch in den vier anderen
(Erz-)Bistümern vonNordrhein-
Westfalen dieWahlen statt. Der
Rat der Gemeinschaft der Ge-
meinden ist das oberste be-
schlussfassende Organ für die
pastoralen Aufgaben in den 71
GdG des Bistums. Neben dem
GdG-Rat können in den Pfar-
reien undGemeinden auch
Pfarrei- und Gemeinderäte ge-
wählt werden. (red)

Protestaufruf gegen
IHK-Veranstaltung
Aachen.Das Aachener Aktions-
bündnis gegen Atomenergie
(AAA) ruft in Zusammenhang
mit dem heute stattfindenden
„Unternehmerforum Tihange“
der Industrie- und Handelskam-
mer (IHK) Aachen zu öffentli-
chem Protest auf. Grund sei,
dass die IHK „den Lobbyisten
der Nuklearindustrie ein pseu-
do-neutrales Podium“ anbiete
statt sich klar gegen „die ekla-
tante Unterversicherung der
realen, ökonomischen Gefah-
ren durch das Atomkraftwerk
Tihange“ zu positionieren, so
das Bündnis. Mit der Protestver-
anstaltung will das Bündnis die
eingeladenen Aachener Unter-
nehmer undGeschäftsführer
vor Verschleierung der Gefah-
ren durch das AKWTihange
warnen. Die angemeldete Pro-
testaktion findet heute von
17.15 Uhr bis 18.30 Uhr vor der
IHK-Aachen (Theaterstraße
6-10) statt. (red)

Das Gremium tagt in Aachen und ein Experte referiert über die Probleme der Grenzregion. Nachbarn sind sauer über Pkw-Maut.

DerRechtsausschusserfährt „naheliegende“Beispiele

VON CHRISTOPH PAULI

Aachen. Früher saßen hier die An-
geklagten, aber nach vielen Jahr-
zehnten und Urteilen hatte der
alte Schwurgerichtssaal dann aus-
gedient. Der renovierte Raumwird
nur noch bei besonderen Anlässen
aufgeschlossen.

Gestern war so ein Tag, weil sich
der Rechtsausschuss des Landtags
sich im Aachener Justizzentrum
verabredet hatte. Parallel fand dort
der „Internationale Tag der Justiz“
statt. Aber der Ausschussvorsit-
zende Werner Pfeil hatte noch ein
anderes Interesse. Der FDP-Abge-
ordnete aus der Städteregion
Aachenwollte seinenKollegen aus
fünf Fraktionendie Probleme einer

Grenzregion im Wortsinn „näher-
bringen“.

Und so referierte ein Praktiker
vor den Politikern. Martin Unfried
arbeitet für das „Institute for Trans-
national und Euregional Cross
border and Mobility“ in Maas-
tricht. Unfried ist dort Projektlei-
ter für die „Gesetzesfolgenabschät-
zung“, wann immer sich Paragra-
fen auf die Grenzregionen auswir-
ken. Vor drei Jahren wurde das In-
stitut gegründet, seitdem melden
sich die Wissenschaftler zu Wort,
wenn ein Gesetz klemmt. „Wir
schauen, ob es am Gesetz, an der
Bürokratie oder an der Umsetzung
liegt“, sagt Unfried. Dabei versu-
chen sich die Forscher an unter-
schiedlichen Blickwinkeln, um zu

verstehen, wie sich nationale Ge-
setzgebung im Nachbarland aus-
wirkt. „Wir ermitteln zum Beispiel
die Auswirkungen, wenn die nie-
derländische Regierung die Mehr-
wertsteuer bei einigen Lebensmit-
telprodukten erhöht.“

Das Institut recherchiert selbst
Fälle, andere Probleme werden an
die Wissenschaftler herangetra-
gen. Bevorzugt gehe es da in Bel-
gien unddenNiederlandenumdie
geplante Einführung der deut-
schenMaut, sagt Unfried. Bei dem
Thema schwillt vielen Nachbarn
der Kamm. Bei einer kleinen Um-
frage unter 500Autofahrern sei der
Tenor eindeutig gewesen: Mehr-
heitlich wolle man die benötigte
Vignette nicht kaufen.

Vielmehr müssten sich viele
ländliche Regionen darauf einstel-
len, dass der Verkehr sich neue
Wege suche. „Für die gewollte
europäische oder euregionale Inte-
gration ist das sicher kein gutes
Projekt“, sagt Unfried und fügt
hinzu: „Viele Belgier und Nieder-
länder sind sauer, weil in der
Grenzregion so neue Grenzen ge-
zogen werden.“

In vielen Bereichen nähern sich
die Länder nicht an, eher im
Gegenteil, sagt der Experte. Beim
Steuerrecht, bei der Anerkennung
von Abschlüssen oder auch beim
grenzüberschreitendenÖPNVent-
wickeln die Staaten zunehmend
eigene komplexe System, die kaum
noch kompatibel sind.

An „naheliegenden“ Beispielen
mangelt es jedenfalls nicht. Un-
fried hat den Mitgliedern des
Rechtsausschusses ein kleines Ge-
schenk dagelassen: Ein bunter Ka-
talog listet 127 sehr konkrete Pro-

blemfälle auf, die das Institut zu-
sammengetragen hat. Viele davon
berühren die Bundesgesetzge-
bung, andere dagegen sind fast ul-
timative Aufforderungen an die
Landespolitiker.

Seltener Tagungsort: Der Rechtsausschuss trifft sich im alten Schwurge-
richtssaal im Aachener Justizzentrum. Fotos: Andreas Herrmann
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ZUR PERSON

▶Genau wie der aus
Eschweiler stam-
mende Sänger Amin
Afify (wir berichte-
ten) haben es auch
Silke undAlexan-
der Mohnfeld aus
Drove im Kreis Dü-

ren als Country-Duo bei der Cas-
ting-Show „TheVoice of Germany“
bis in die „Blind Auditions“ ge-
schafft. Am kommenden Sonntag,
12. November (20.15 Uhr, Sat 1)
wird die Aufzeichnung der Sendung
aus Berlin im Fernsehen ausge-
strahlt. Die Mohnfelds, die auch
privat ein Paar sind, haben sich als
Country-Duo weit über die Gren-
zen des Kreises Düren einen Namen
gemacht. Sie sind auch bei der Cas-
ting-Show „TheVoice of Germany“
mit Country-Songs an den Start ge-
gangen. kin/ Foto: SAT.1/ProSieben/
Richard Hübner


